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Einleitung 
 
Delphi ist seit 3500 Jahren besiedelt. Es gilt als antikes Heiligtum. Seit dem 8. Jahrhun-
dert vor Christi Geburt wurde hier das Orakel für die Vorhersage benutzt. Es entwi-
ckelte einen grossen Einfluss auf die Kolonisation Griechenlands im Osten. Mit dem 
Sieg der Griechen über die Perser endete jedoch die politische Bedeutung des Orakels. 
Das reiche Delphi wird auch mehrfach geplündert, nicht zuletzt von Kelten aus unserer 
Gegend. Das Orakel wurde von nun an nur noch für die private Vorhersage von Le-
bensgeschichten verwendet. 381 nach Christus, gut 1000 Jahre nach seiner Einführung, 
wird das Orakel von Delphi ganz verboten. Mit der Erhebung des Christentums zur rö-
mischen Staatsreligion durch Kaiser Theodosius wird das Verweisen auf die Zukunft als 
heidnischer Brauch untersagt. 

 
Ohne Zweifel war "Delphi" mehr als eine Laterne. Es 
war ein Kompass, der die Geschicke Griechenlands wäh-
rend seines Aufstiegs mitbestimmt hat. Der Vergleich mit 
der Demoskopie ist historisch gewagt, aber nicht ganz 
unberechtigt. Die Demoskopie ist ein Produkt der Nach-
kriegszeit im 20. Jahrhundert und unweigerlich mit dem 
Aufstieg der USA zur Weltmacht verbunden. Ihre Bedeu-
tung erlangte die Demoskopie in den USA in den 30er-
Jahren, als die Umfrageforschung sich zum festen In-
strument der Vorhersage von Präsidentschaftswahlen 
etablierte.  
 

Die Geschichte der Demoskopie ist, wie jene Delphis, nicht nur eine strahlende. Sie 
kennt auch Schattenseiten, etwa die Fehlprognose Georges Gallups bei den Präsident-
schaftswahlen 1948. Dennoch, der Aufstieg der Umfrageforschung konnte dadurch 
nicht gebremst werden. Heute ist sie in der Marktforschung, der Medienforschung, der 
Sozialforschung oder der Politikforschung ein unverzichtbares Instrument.  
 
Ich habe mit dem folgenden Vortrag eine generelle Absicht. Ich befürworte kein Verbot 
von Prognosen, wie es die Christen der Spätantike durchsetzten. Es braucht aber einen 
"christlichen" Umgang mit der Demoskopie, nämlich eine reflektierte Verwendung und 
auch eine reflektierte Nutzung. Weder ist alles so wunderbar, was uns die Demoskopie 
beschert, noch ist alles so schlimm, wie es ihre unversöhnlichen Kritiker behaupten, 
was die Umfrageforschung zu Tage fördert.  
 
 
Was ist Demoskopie oder Umfrageforschung? 
 
Erstaunlich ist, dass Demoskopie gerade in der Öffentlichkeit stets mit Prognose gleich 
gesetzt wird. Prognosen sind definitionsgemäss Vorhersagen eines in der Zukunft lie-
genden Ereignisses oder Zustands auf der Basis von Daten. Dabei werden Daten entwe-
der extrapoliert oder die bekannten Auswirkungen sich ändernder Rahmenbedingungen 
werden simuliert. Demoskopie oder Umfrageforschung ist weniger als das. Wörtlich 
übersetzt heisst es "demos" = "Volk" und "skopein" = "beobachten", also "Volksbeo-
bachtung". Umfrageforschung ist denn nicht weniger, aber auch nicht mehr als ein Teil 
der empirischen Sozialforschung, die sich Befragungen bedient, um zu neuen Daten 
über Individuen oder Kollektive in der Massengesellschaft zu gelangen. Demoskopie ist 
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vor allem ein Instrument der Datenerhebung. Demoskopische Daten sind für sich ge-
nommen für jegliche Form der Prognose ungeeignet. Erst die Analyse solcher oder an-
derer Daten, wie sie oben definiert worden ist, kann prognostischen Wert haben. 
 

Wenn wir unter dem Titel "Kompass oder Laterne" nach 
dem Nutzen der Demoskopie für die Politikforschung 
fragen, dann müssen wir tiefer einsteigen und darüber 
nachdenken, wo die Vorteile der Umfrageforschung lie-
gen, die erklären, weshalb dieser Zweig der empirischen 
Sozialforschung in den letzten 60 Jahren weltweit einen 
so bedeutsamen Aufstieg genommen hat, dass man ihn 
auch den Königsweg der Gesellschaftsforschung gekenn-
zeichnet hat. Auf der Suche nach Antworten greife ich auf 
vier typische Verwendungen zurück, welche uns unsere 
Kunden beschrieben haben, die wir vor kurzen gebeten 
hatten, uns aus ihrer Sicht zu sagen, was der Vorteil unse-
rer Produkte sind.  
 

 
 
Vom Nutzen der Demoskopie in der Politikberatung 
 
Beginnen wir mit der Antwort die uns Dr. Urs Rellstab, Kampagnenleiter bei economie-
suisse, geschickt hat:  
 

"Umfragen ersetzen klare politische Grundsätze und Ideen nicht. Sie können jedoch 
den Nebel der gesellschaftlichen Meinungsbildung ein bisschen lüften. Und das ist zur 
Erreichung von politischen Zielen ganz nützlich."  

 
Halten wir also fest: Der erste Nutzen der Umfrageforschung ist Erhellung. Wir sind hier 
schon sehr nahe beim Bild der Laterne. Auch diese leuchtet im Dunkeln, erhellt uns die 
Nacht, und hilft uns, uns zu orientieren.  
 

Akteure wie die economiesuisse verwenden demo-
skopische Produkte, leuchten aus, um gezielter steu-
ern zu können. Sie selber sind die Steuermänner, 
und die Umfrageforschung gehört zum Instrumen-
tenpark, der es erlauben soll, politische Prozesse, 
vor allem solche der Meinungsbildung, zu führen. 
Eingesetzt werden solche Instrumente durch Politik-
berater. Politikberatung verstehen wir hier als die 
Kommunikation von Politik-Experten gegenüber po-
litischen Akteuren, die das Durchsetzungsvermögen 
der Akteure erhöhen wollen. Sie setzen dabei auf 
die Präzisierung erfolgsversprechender Programme, 
und sie lassen ihre diesbezüglichen Ratschläge di-
rekt in den politischen Prozess einfliessen. Umfrage-

forscherInnen sind dabei nicht zwingend selber PolitikberaterInnen. Vielleicht ist es 
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auch nur so, dass sie Politikberater beraten, indem sie ihnen Forschungsergebnisse zu-
kommen lassen. 
 
Wenn man definiert, was die Aufgabe von Politikberatung ist, versteht man auch besser, 
was der Nutzen der Umfrageforschung für die Politikberatung ist. Man kann 5 Funktio-
nen der Politikberatung unterscheiden; einzeln benannt, hat sie  
 
1. eine Transparenz-Funktion, indem sie besagt, was ist und was nicht ist,  
2. eine Prüfungs-Funktion, indem sie überprüft, was gültig ist und was nicht, 
3. eine Kontroll-Funktion, weil sie feststellen soll, was geschieht oder was ge-

schah,  
4. eine Entscheidungs-Funktion, denn sie soll dazu beitragen zu entscheiden, wel-

che von zwei Alternativen die bessere ist, und  
5. eine Orientierungs-Funktion, wenn es ihr gelingt aufzuzeigen, was kommt. 
 
Demoskopie hilft, diese Funktionen der Politikberatung wahrzunehmen. Sie ist bei wei-
tem nicht das einzige Instrument, das dies leistet. Sie ist aber, wenn es um Fragen der 
öffentlichen Meinung geht, ein zentrales Instrument. Umfrageforschung in der Politikbe-
ratung ist nicht mehr, aber auch nicht weniger als die Kommunikation geprüfter Infor-
mationen über politisch relevante Sachverhalte, die klären,  
 
• was war, 
• was besser gemacht werden kann oder 
• was auf uns zukommen kann. 
 
Damit sind wir beim weiteren Nutzen der Umfrageforschung für die Politikberatung 
angelangt.  
 
 
Sich versichern, was war 
 
Hören wird einen zweiten Kunden unseres Instituts, Dr. Hans Hirter, Politikwissen-
schafter an der Universität Bern, mit dem wir seit Jahren die VOX-Analysen eidgenössi-
scher Volksabstimmungen realisieren. Für unsere Website verfasste er den nachstehen-
den Satz:  
 

"Die VOX-Analysen sind im heutigen Politikbetrieb zu einer derart festen Grösse ge-
worden, dass kaum eine Fernseh-Diskussion am Abstimmungssonntag stattfindet, ohne 
dass ein Redner erwähnt, dass zur korrekten Interpretation des Abstimmungsresultats 
natürlich die VOX-Analyse abgewartet werden müsse."  

 
Der zweite Nutzen heisst demnach Kontrolle oder Versicherung. Demoskopie ist, sich 
zu versichern, was geschah. Demoskopie liefert Röntgenbilder, die klären, ob was pas-
siert ist oder auch nicht, wenn man aus dem Fenster springt.  
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Wann sich die BürgerInnen vor Volksabstimmungen defi-
nitiv entscheiden, ist eine Frage, die man sich immer wie-
der stellt. Geschah dies in letzter Minute, wie die einen 
meinen, oder ist von Beginn weg alles klar, wie die ande-
ren unterstellen?  
 
Eine systematische Auswertung der VOX-Analysen zeigt, 
dass sich bei Behördenvorlagen im Schnitt 36 Prozent ent-
schieden haben bevor der Abstimmungskampf beginnt, 
dass 45 Prozent dies während des Abstimmungskampfes 
tun, und sich nach eigenen Angaben nur 13 Prozent ganz 
am Ende entscheiden, was sie stimmen wollen. Des wei-
tern gibt es noch 6 Prozent, die keine Ahnung haben, 
wann sie sich bei Volksabstimmungen definitiv festlegen. 

Die regelmässige Durchführung von VOX-Analysen nach eidgenössischen Volksab-
stimmungen hat noch einen Vorteil. Die Auswertung der Antworten auf die aufgewor-
fene Frage über die Zeit zeigt nämlich, dass Mittelwerte nicht viel aussagen. Der Ent-
scheidungszeitpunkt variiert vielmehr von Fall zu Fall. Er ist themenabhängig. So ent-
schieden sich nur 20 Prozent bei der UNO-Abstimmung in den letzten drei Wochen; da 
der Abstimmungsausgang jedoch sehr knapp war, waren gerade sie massgeblich. Um-
gekehrt entschieden sich nur 40 Prozent der TeilnehmerInnen vor dem Abstimmungs-
kampf, als es um die Revision der Volksrechte ging.  
 
Die Regel, die dahinter steckt, lautet: Je näher ein Thema beim Alltag der BürgerInnen 
ist, das heisst je direkter es sichtbare Auswirkungen auf ihr Leben hat oder je symboli-
scher die Entscheidung hoch gehaltene Werte der Stimmberechtigten tangieren, umso 
eher entscheiden sie sich schon vor Beginn des Abstimmungskampfes. Je abstrakter, 
komplizierter oder komplexer Entscheidungsgegenstände sind, und je weniger sie mit 
dem materiellen oder symbolischen Alltag der BürgerInnen zu tun haben, umso mehr 
entscheiden sich die StimmbürgerInnen unter dem Eindruck des Abstimmungskampfes.  
 
 
Planen, was geschehen soll 
 
Wenn man sich versichert hat, was bisher geschah, kann man der Frage nachgehen, 
was geschehen soll. Unsere Zeuge auf der Website ist diesmal Stefan Kern, Kom-
munikationsbeauftragter des Forum Mobil. Er schrieb uns:  
 

"Die Einstellung der Schweizer Bevölkerung gegenüber der Mobilfunktechnologie, ihre 
Befürchtungen und Hoffnungen wurden durch die Untersuchungen von gfs.bern her-
vorragend abgebildet. Wir wissen nun nicht nur, dass Kritik geübt wird, sondern auch, 
an was genau und aus welchen Gründen. Die Untersuchungen von gfs.bern liefern uns 
wertvolle Hinweise für unsere Kommunikationsstrategie."  

 
Der dritte Nutzen der Demoskopie für die Politikberatung ist demnach die Entschei-
dungsgrundlage. Wir sind hier nahe beim Kompass. Wie dieser ist auch die Umfragefor-
schung eine Planungsgrundlage. Ich ziehe diesen Begriff vor, weil Entwicklungsgrund-
lage suggeriert, man mache immer das, was im Trend ist. Das ist eine Fehlvorstellung. 
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Vielmehr macht man häufig das, was man für richtig hält, doch hilft einem die Demo-
skopie zu entscheiden, wie man vom Ist- zum Sollzustand kommt.  

 
Solche Studien machen wir nicht nur für Anbieter 
kommerzieller Produkte, wie es die Mobilfunk-
technologie ist. Wir unternehmen solche For-
schungen auch, um ideelle Produkte zu positio-
nieren. Eine typische Studie dieser Art haben wir 
für die Präsenz Schweiz realisiert. Dabei ging es 
darum, aufgrund einer Vielzahl von Wunschbil-
dern über die Schweiz herauszufinden, was für 
Wertvorstellungen mit dem Schweiz-Begriff ver-
bunden werden, und wie sie sich voneinander 
abgrenzen und wie stark die verschiedenen 
Typen in der schweizerischen Bevölkerung ver-

breitet sind. Das ist ein typisches Feld für Entscheidungs- oder Planungsgrundlagen.  
 
Die entsprechende Befragung eines repräsentativen Querschnitts der Schweizer Bevöl-
kerung ergab, dass es mindestens drei typische Werthaltungen im Schweizbild gibt. Zu-
nächst erwähnt sei die moderne Aussenorientierung, für die der Modernismus, die in-
ternationale Kooperation, der Supra-Nationalismus und der Pazifismus kennzeichnend 
ist. Unsere Aussenministerin, Bundesrätin Micheline Calmy-Rey, lässt grüssen. Der mo-
dernen Aussenorientierung steht die traditionelle Binnenorientierung, der schweizeri-
sche Konservatismus, gegenüber. Er zeichnet sich durch einen ausgesprochenen Tradi-
tionalismus, durch Isolationismus, durch ein ausgeprägtes Schweizertum und durch 
eine konservativ verstandene Wehrhaftigkeit aus. Auch hier wissen wir, wer in der Lan-
desregierung dies verkörpert. Es ist Bundesrat Christoph Blocher. Für den dritten Typ 
stand, als wir die Studie machten, am besten Bundesrat Kaspar Villiger. Diesen Typ ha-
ben wir den schweizerischen Modernismus genannt, der etwas von beiden Polen hat: Er 
ist modernistisch, für internationale Beteiligung, dies jedoch vor dem Hintergrund eines 
eigenständigen Schweizertums und eines modernen, reformierten Staates.  
 
Die wichtigste Erkenntnis aus unserer Studie für die politische Planung war, dass keiner 
der drei Typen unter den StimmbürgerInnen für sich genommen mehrheitsfähig ist. Das 
heisst, wer mehrheitsfähige Positionen in aussen- und europapolitischen Fragen ein-
nehmen will oder muss, steht vor der Aufgabe, Wertsynthesen herzustellen. Dabei 
kommt den Schweizer Modernisten die vorteilhafte Rolle zu, dass nur über sie eine 
Mehrheit zu finden ist. Ihr Dilemma ist allerdings, dass sie von beiden Seiten umwor-
ben werden, und auch Bezüge zu beiden Lagern kennen. Allen können sie es nicht 
richtig machen. Verfolgen sie den Weg der schweizerischen Öffnung, wie das etwa bei 
den Bilateralen I der Fall war, geht das nur über eine Synthese mit den modern-aussen-
orientierten BürgerInnen, und es braucht eine Frontstellung gegen die schweizerischen 
Konservativen.  
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Voraussehen, was kommt 
 
Damit sind wir schon beim vierten Nutzen der Demoskopie für die Politikberatung an-
gelangt. Die beste Antwort hierfür gibt auf unserer Website Dr. Regula Stämpfli, Politik-
beraterin in Brüssel, Bern, Zürich, Luzern und Genf, die gleichzeitig auch Co-Präsiden-
tin ist der Schweizerischen Vereinigung für Zukunftsforschung. Sie schrieb uns: 
 

"Wie Menschen abstimmen, wählen und sich politisch engagieren, ist nicht nur wissen-
schaftlich, sondern auch gesamtgesellschaftlich relevant. Für swiss future bilden die 
gfs.bern-Daten einen Teil der Gegenwart, die auch den Nährboden für die Zukunft bil-
det."  

 
Der vierte Nutzen ist also die Orientierungshilfe. Demoskopie ist demnach auch ein 
Frühwarnsystem. Das Bild das hierzu passt, ist die Alarmglocke, die geläutet wird, wenn 
es brennt. 
 

Eine typische Untersuchung hierzu leisten wir im Rahmen 
des Monitorings politischer Kultur in der Schweiz, populä-
rer ausgedrückt, des Wertwandels in der Politik. Ausdruck 
dieser Veränderungen über einzelne Ereignisse hinaus ist 
die Entwicklung des Regierungsvertrauens. Dieses sinkt 
seit dem Jahr 2000 recht systematisch, und es wächst das 
Misstrauen in die Institutionen. Das Regierungsvertrauen 
verringerte sich von 56 Prozent zu Beginn der Legislatur-
periode 1999-2003, um nach den Volksabstimmungen 
vom 16. Mai 2004 mit 25 Prozent Vertrauender und 52 
Prozent Misstrauender den bisherigen Tiefststand seit wir 
solche Untersuchungen machen, zu erreichen. Unser In-
strumentarium lässt es sogar zu, das Läuten der Alarmglo-
cken nach Parteianhängerschaften zu beobachten: Bei der 
SVP setzt der Erosionsprozess namhaft mit der UNO-Ent-
scheidung ein. Der Vertrauensschwund konnte seither 

nicht kompensiert werden, - nicht einmal durch die Verstärkung der SVP-Präsenz in der 
Landesregierung. Die SP-Basis begann zu kippen, als die Solidaritätsstiftung scheiterte 
und sich mit der Fast-Zustimmung zur SVP-Asylinitiative ein Politikwechsel abzuzeich-
nen begann. Bei CVP und FDP brach das Regierungsvertrauen vor allem nach den Bun-
desratswahlen zusammen. Das Erleben von Abstimmungsniederlagen in Serie, kombi-
niert mit der Blockierung in der Bi-Polarisierung hat das Vertrauen des politischen Zent-
rums in die Behörden erschüttert.  
 
Wenn das Vertrauen zwischenzeitlich fast flächendeckend erodiert hat, hat das Konse-
quenzen für die Kommunikation der Landesregierung oder der Behörden. Vertrauen ist 
nämlich die Voraussetzung erfolgreicher Kommunikation. Ohne dieses ist erfolgreiche 
Kommunikation fast nicht möglich. Die Alarmglocke der Demoskopie zeigt demnach, 
dass es unter den gegenwärtigen Bedingungen schwierig wird, für etwas zu sein. Sich 
gegen etwas zu wenden, ist dagegen einfach. Überwunden werden kann dies eigentlich 
nur, wenn man frühzeitig am Wideraufbau des Vertrauens arbeitet. 
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Vom Nutzen der Umfrageforschung in der politischen Kommunikation 
 
Wenn wir nun wissen, was die Demoskopie für Nutzen in der Politikberatung erbringt, 
können wir das zweite grosse Thema unserer Fragestellung angehen. Welche Rolle 
kommt der Demoskopie in der politischen Kommunikation zu? Wir wechseln hier die 
Optik. Es gilt nicht mehr die der NutzerInnen, sondern die der ProduzentInnen. Politik-
beratung hatten wir ja als ExpertInnen-Kommunikation gekennzeichnet, die teils in der 
Öffentlichkeit, teils auch ausserhalb der Öffentlichkeit stattfindet. Sie wird gemacht, um 
das Handeln der Akteure in- und ausserhalb der Öffentlichkeit zu verstärken. Sie ist da-
mit ein Führungsinstrument, das helfen soll, optimiert Ziele zu erreichen. Bevor wird 
verstehen, was das genau heisst, müssen wir Öffentlichkeit genauer definieren.  
 

Allgemein umschrieben handelt es sich dabei 
um Kommunikationsforen, deren Zugang ganz 
oder teilweise offen ist und die der Meinungs-
bildung dienen.  
 
Der Zugang hat sich durch die Transformation 
der Öffentlichkeit stark verändert. Die elemen-
tarste Form der Öffentlichkeit ist die Begeg-
nungsöffentlichkeit. Sie findet auf allgemein 
zugänglichen Plätzen, vor Bauernhäusern, mit-
ten in Städten oder bei Flussübergängen statt. 
Ein typischer Ort hierfür war früher der Wasch-

platz, am Fluss, im Waschhaus oder in der Waschküche. Hier wird schmutzige Wäsche 
gewaschen und gleichzeitig wird parliert. Die Begegnung ist spontan, die Beteiligten 
sind Partner, die gleichzeitig erzählen und zuhören, und das Ganze ist eine lose 
Gruppe.  
 
Geregelter sind die Beziehungen in der zweiten Arena der Öffentlichkeit, der eigentli-
chen Versammlung. Es gibt Einladende und Türsteher, und es hat einen Redner oder 
eine Rednerin und das Publikum. Die Rollen sind hier schon klarer verteilt; man kann 
von Akteuren und Zuschauern sprechen. Die Reichweite ist dafür höher. Die Gleich- 
oder Andersgesinnten in einer Frage versammeln sich systematisch und tragen die Er-
gebnisse der Debatte nach aussen.  
 
Damit kommen wir nahtlos zur dritten Arena der Öffentlichkeit, zu den Massenmedien. 
Sie stellen heute für ein Massenpublikum Öffentlichkeit her. Der Zugang ist jetzt streng 
geregelt. Die Produktion ist aufwendig, und es kommt nur zum Zug, wer von den Jour-
nalisten ausgewählt wird. Politische Akteure, die bevorzugt werden, müssen nicht nur 
politisch relevante, sondern auch gute Kommunikatoren sein. Die JournalistInnen sind 
Mediatoren, allenfalls Animatoren. Und es gibt ein Publikum, das aus räumlicher Dis-
tanz dem bunten Treiben zusieht. Mitmachen kann es nicht. 
 
Massenmediale Öffentlichkeit überlagert heute die Versammlungs- und Begegnungsöf-
fentlichkeit. Sie konstituiert in hohem Masse die dominante Öffentlichkeit. Für die in 
der Politik so bedeutsame öffentliche Meinung ist sie das entscheidende Medium ge-
worden. Öffentliche Meinung ist dabei zunächst nur die in den Massenmedien geäus-
serte Meinung, die der Meinungsbildung anderer dienen will. Handelt es sich um eine 
Meinungsäusserung, die auf ein Ziel, eine Entscheidung hin geschieht, entsteht so eine 
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vorherrschende Meinung, die sich aus einem Willens- und Meinungsbildungsprozess 
ableitet, auf diesen zurückschlägt und damit die Entscheidung mit beeinflusst. Ist diese 
einmal getroffen, gibt es eine massgebliche öffentliche Meinung.  
 
 
Veröffentlichte Meinung und BürgerInnen-Meinung 
 
Veröffentliche Meinungen können dabei hilfreich sein, aber auch täuschen. Das ist im-
mer dann der Fall, wenn öffentliche Meinung mit einer bestimmten Absicht hergestellt 
wird. Nur weil die Akteure in eine bestimmte Richtung streben, müssen die Zuschauer 
nicht unbedingt das Gleiche tun. In parlamentarischen Demokratien ist das nicht so 
schlimm, solange keine Wahlen anstehen und kein Massenprotest entsteht. In direkten 
Demokratien kann das dagegen schon mal ins Auge gehen. Nur weil fast alle Zeitungen 
für den EWR-Beitritt der Schweiz waren, gab es nicht eine zustimmende Mehrheit unter 
den BürgerInnen, die das letzte Wort hatten.  
 

Also lohnt es sich, zwischen der veröffentlichten Meinung 
und den Bürgermeinungen zu unterscheiden. Diese werden in 
Umfragen geäussert, die mehr als nur beliebige Sichtweisen 
aufs Ganze zulassen, wenn sie repräsentativ für die Entschei-
derInnen sind. In Umfragen werden allerdings nicht Entschei-
dungen kund gemacht, sondern Entscheidungsabsichten. Sie 
reflektieren zunächst die eigene Erfahrung mit einem Thema, 
werden durch die veröffentlichte Meinung mit beeinflusst und 
resultieren aus den meinungsbildenden Aktivitäten, die man 
als personaler Akteur selber macht.  
 

Ergebnisse von Repräsentativ-Befragungen sind demoskopi-
sche Konstrukte. Sie bilden, wie die Inhaltsanalyse der Ta-
geszeitung, eine Sphäre der Öffentlichkeit ab. Diese sym-
bolisiert BürgerInnen-Meinungen. Sie helfen, verlässliche 
Annahmen über BürgerInnen-Meinungen zu treffen. Sie 
schaffen damit eine beschränkte Teil-Öffentlichkeit. 
Namentlich wenn sie quantifizierbare Ergebnisse liefern, 
haben sie einen hohen Informationswert. Diese ist einem 
Spiegel gleich. Im Spiegel beobachten die organisierten Ak-
teure die Entwicklung der BürgerInnen-Meinungen. Es beo-
bachten auch die JournalistInnen das Gleiche. Werden solche Beobachtungen allge-
mein zugänglich gemacht, kann auch die Bürgerschaft ihre eigene Meinungsbildung im 
Spiegel der Demoskopie beobachten. Umfragen sind also selbst ein Medium der Beo-
bachtung. 
 
 
Demoskopische Konstrukte und politische Mythen 
 
Gut gemachte demoskopische Konstrukte sind gefährlich. Sie tendieren dazu, Mythen 
zu zerstören. Diese entstehen aus Erzählungen von Ereignissen einer Götter- 
Schöpfungs-, Vor- oder Frühgeschichte. Sie schmücken sie mit phantastischen Elemen-
ten aus, welche die emotionale Grundlage von Nationen, Staaten und politischen Ent-
scheidungsprozessen bilden. Diese Grundlagen wirken als Erklärungen des Nicht-
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Erklärbaren. Demoskopische Konstrukte erheben dagegen den Anspruch, das Nicht-Er-
klärbare erklärbar zu machen. Deshalb wenden sie sich nicht selten gegen Mythen. Da-
für sind sie rationaler und leistungsfähiger.  
 
Jedes politische System hat seinen Mythos. Für parlamentarische Systeme ist typisch, 
dass man die Einführung direktdemokratischer Entscheidungen mit dem Hinweis ab-
lehnt, das führe direkt zur Einführung der Todesstrafe. Das mag unmittelbar nach dem 
Zweiten Weltkrieg so gewesen sein, obwohl die Todesstrafe damals nicht wegen direk-
ter Demokratie eingeführt wurde. Systematisch durchgeführte Befragungen in Deutsch-
land zeigen seit Ende der 60er Jahre durchwegs, dass es keine Mehrheit gibt, welche die 
Todesstrafe befürwortet. Die Einführung der direkten Demokratie müsste demnach alles 
andere als zur unmittelbaren Durchsetzung dieses drastischen Strafmittels führen. 
Dennoch, Deutschland ist eine parlamentarische Demokratie.  
 

 
 
Aber auch direkte Demokratien kennen ihre Mythen. Einer davon ist, dass alle Bürger 
zu allen Fragen, zu jeder Zeit eine feste Meinung haben. Verabsolutiert man diesen 
Grundsatz, kann man zu jedem Zeitpunkt eine Umfrage machen, kennt so die Bürge-
rInnen-Meinung und weiss auch das Abstimmungsergebnis einer Volksabstimmung. 
Selbst wenn diese Schlussfolgerung häufig bei der Interpretation von Umfrageergebnisse 
angewandt wird, wird sie dadurch nicht richtiger. Sie ist generell falsch und dient nur 
dazu, den Mythos der direkten Demokratie, das Bild des voll informierten, allseits in-
teressierten Bürgers aufrecht zu erhalten. 
 
 

Meinungsbildung gemäss der Identitätshypothese 
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Ein realistisches Bild vom Funktionieren der direkten Demokratie 
 
Demoskopische Konstrukte über BürgerInnen zeichnen ein eigenes Bild. BürgerInnen 
sind demnach mässig am politischen Geschehen interessiert. Es interessiert vor allem 
das, was man kennt oder einen bedroht. Man handelt, wenn man etwas versteht und 
wenn man eine klare Meinung hat. Diese steht nicht einfach fest, sondern ist das Pro-
dukt eines individuellen Meinungsbildungsprozesses. Über diesen bauen sich Entschei-
dungsabsichten erst auf, oder es werden anfängliche Annahmen widerrufen. Weil indi-
viduelle Meinungsbildung unter Bedingungen massenmedialer öffentlicher Meinungs-
bildungsprozesse alles andere als stabil ist, braucht es auch ein anderes Verständnis von 
Ergebnissen, die Volksabstimmungen produzieren, als diese der Mythos glaubhaft ma-
chen will.  
 
Mit unserem Dispositionsansatz, einem typischen demoskopischen Produkt, haben wir 
versucht, ein realistisches Bild zu erzeugen, das auf empirischer Forschung basiert, und 
diese theoriegeleitet systematisiert hat. Wir postulieren: Ergebnisse von Volksabstim-
mungen. Diese stehen nicht ein für alle Male fest. Sie sind vielmehr das Produkte aus 
 
• der Vorlage, 
• dem Konfliktmuster in der meinungsbildenden Elite, 
• dem Abstimmungskampf, 
• der politischen Kultur, 
• dem politischen Klima, den thematischen Prädispositionen und den Kampag-

newirkungen.  
 

 
 

Der allgemeine Dispositionsansatz für die Analyse von Prozessen der 
Meinungsbildung bei Volksabstimmungen 
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Prädispositionen sind dabei alle entscheidungsrelevanten Einstellungen, die existieren, 
ohne dass es zu einem intensivierten massenmedial gesteuerten Meinungsbildungspro-
zess kommt. Sie bilden die BürgerInnen-Meinungen ausserhalb medial geführten Kam-
pagnen ab. Abstimmungsentscheidungen sind das nicht. Diese basieren zwar auf Prä-
dispositionen, sind aber konkreter. Sie beantworten eine konkret gestellte Frage. Sie 
entwickeln sich aus individuellen Meinungsbildungsprozessen. Diese werden durch 
politische Kampagnen beeinflusst. Diese wiederum hängen von der Entscheidungssitua-
tion, von der politischen Stimmungslage und den politischen Werthaltungen ab. Auf der 
Basis von Vorlagen, die das Parlament verabschiedet hat und die zu einer fallweisen 
Mehr- und einer Minderheit im Parlament geführt haben, einerseits, den Entscheidungs-
voraussetzungen wie oben beschrieben, andererseits führen politische Akteure ihre Ab-
stimmungskampagnen. Sie versuchen die Vorgaben des Parlamentes mit den Vorausset-
zungen der Bürgerschaft in Übereinstimmung zu bringen. Sie stimmen sie aufeinander 
ab. 
 
 
Von den Problemen der Kommunikation von Behördenvorlagen 
 
Nun greifen Behördenvorlagen nicht selten Probleme auf, die den BürgerInnen unbe-
kannt sind. Sie haben in diesen Fällen kein Problembewusstsein. Ein vorgeformtes Prob-
lembewusstsein, wie wir es mit den Prädispositionen postuliert haben, gibt es nicht. Die 
Alltagserfahrungen reichen nicht, um eine vorläufige Antwort auf politische Themenstel-
lungen zu haben. Zudem sind Behördenvorlagen nicht selten abstrakt. Das ist meist bei 
Verfassungsartikeln der Fall, und es erschwert eine konkrete Meinungsbildung. Vorla-
gen können aber auch kompliziert sein, wie etwasumfangreiche Gesetzvorlagen, die 
man ohne spezifisches Studium gar nicht verstehen kann. Schliesslich können politische 
Entscheidungen auch komplex sein. Das sind sie immer dann, wenn man mit einer 
Antwort mehrere Fragen oder Sachverhalte auf einmal beantworten muss.  
 

 

Offensiv kommunizierte Behördenvorlage mit defensiver Kommunikation 
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All dies erleichtert die Meinungsbildung nicht. Das alles hat aber zur Folge, dass die 
Vorstellung einer Bürgerschaft, die über alles zu jeder Zeit voll informiert ist und sich 
eine Meinung gebildet hat, höchstens im Einzel-, nicht aber im Normalfall angemessen 
ist. Erste Stimmabsichten sind deshalb nicht mehr als prädisponierte, wenn auch häufig 
uninformierte Entscheidungen. Sie sind vorläufige Positionen der BürgerInnen, die unter 
dem Eindruck ändern können.  
 
Nun zeigen empirische Untersuchungen die Veränderungen, und dass sie nicht beliebig 
sind. Vielmehr folgen sie bei Behördenvorlagen zwei Gesetzmässigkeiten: Sie sind je 
nach Thema vor einer Meinungsbildung unterschiedlich stark ausgeprägt, und sie ent-
wickeln sich in Abhängigkeit der Kampagnen auf beiden Seiten. Je ausgeprägter sie 
sind, desto geringer sind die Veränderungsmöglichkeiten von Kampagnen. Je weniger 
sie im Voraus ausgestaltet sind, desto eher werden sie durch die Kampagnen Pro und 
Kontra im Vergleich bestimmt. Dabei gilt bei Behördenvorlagen, dass die Seite die grös-
seren Chancen hat, die prominenter beginnt und so die Themenführung an sich reisst. 
Verhält sich die Behördenseite passiv und überlässt sie das Feld der Opposition, entwi-
ckelt sich die Meinungsbildung für sie negativ. Selbst wenn sie in der Ausgangslage 
führt, kann sie so in der Volksabstimmung verlieren. Übernimmt dagegen die Behör-
denseite die Themenführung in einer Kampagne, hat sie gute Chancen, vor allem in der 
ersten Kampagnehälfte die Meinungsbildung zu ihren Gunsten zu beeinflussen.  
 

 
 
Kollektive Meinungsbildung zu Behördenvorlagen startet, ausser bei ganz unverständli-
chen Entscheidungen des Parlaments, meist mit einem Vorsprung für die Ja-Seite. Sie 
verringert dabei den Anteil der Unentschiedenen unter den teilnahmewilligen Bürge-
rInnen. Die Ja-Seite hat dabei die besseren Chancen, wenn sie aktiv kommuniziert. Das 
ist nicht Manipulation, denn die Behördenseite kann sich immer auf eine Mehrheit in 
Regierung und Parlament berufen. Sie muss dies sogar, und es ist ihre Aufgabe, das in 
die Öffentlichkeit zu tragen, denn sonst machen parlamentarische Entscheidungspro-
zesse keinen Sinn. Übernimmt die Behördenseite die Themenführung für ihre Vorlagen 

Labil vorbestimmte Behördenvorlage und defensive Kommunikation 
 

© gfs.bern, Campaigning 
 

in %  Stimmberechtigter mit Teilnahmeabsicht

0%

20%

40%

60%

80%

100%

Vor der Kampagne Während der Kampagne Tag der Abstimmung

Nein

Unentschieden

Ja



 14

nicht, äussert sich nicht der genuine Volkswille, wie man gelegentlich meint. Vielmehr 
äussern sich im Abstimmungsergebnis die anfänglichen Stimmabsichten, die als prädis-
ponierte, wenn auch häufig uninformierte Vorentscheidungen gekennzeichnet wurden, 
die sich unter dem Einfluss der Oppositionsmeinung verfestigt haben. 
 
 
Eine Zwischenbilanz und eine nötige Problematisierung 
 
Kommen wir zum Schluss: Campaigning ist heute ein Teil der Politiksteuerung. Hierfür 
gibt es Akteure, die das als Profession betreiben. Es gibt auch PolitikberaterInnen, die 
bei der Planung, Realisierung und Evaluierung dieser Aktionen behilflich sind. Solche 
PolitikberaterInnen stützen sich mitunter auf demoskopische Produkte. Diese sind Teil 
des Führungskonzeptes professioneller politischer Akteure, die Entscheidungsprozesse 
zu ihren Gunsten beeinflussen wollen. Dabei besteht eine Tendenz, in solche Füh-
rungskonzepte nicht nur die Werbung, auch die politische Kommunikation und das po-
litische Lobbying vor der Entscheidung zu integrieren. Demoskopie ist hierfür nützlich, 
weil sie erhellt, weil sie hilft, sich zu versichern, weil sie eine Planungsgrundlage liefert 
und weil sie einen Orientierungsrahmen abgibt.  
 
Damit wären wir fast am Ende, wenn auch noch nicht ganz. Den anfänglich vorgestell-
ten Prognosebegriff, den man von Aussen an die Demoskopen heranträgt, muss noch 
problematisiert werden. Hierzu hilft ein Vergleich zwischen Prognosen in Natur- und 
Sozialwissenschaften.  
 
In den Naturwissenschaften reicht die zweiwertige Logik aus, um Prognosen zu über-
prüfen. Man formuliert Hypothesen, die man einem Experiment unterzieht. Dabei wird 
ersichtlich, ob sie richtig oder falsch sind. Sind sie richtig, geschieht das, was man prog-
nostiziert hat. Sie werden durch das Experiment verifiziert. Sind sie falsch, werden sie 
falsifiziert, das heisst sind widerlegt.  
 

Schon Aristoteles hat darauf hingewiesen, dass 
dieses Gedankenexperiment nicht ausreicht, 
wenn man Probleme behandeln muss, die einer 
dreiwertigen Logik entsprechen. Robert K. Mer-
ton hat dies mit seinen self-fulfilling resp. self-
destroying prophecies problematisiert. Was ist 
damit gemeint? Die Objekte sozialwissenschaftli-
cher Hypothesen sind, in unserem Fall offensicht-
lich politische Akteure als auch Subjekte. Sie sel-
ber können die Hypothesen und die Folgerun-
gen, die man daraus zieht verstehen. Sie antizi-
pieren Konsequenzen, die vorausgesagt werden, 
wenn sie mit ihren Zielen nicht übereinstimmen. 
Das heisst nichts anderes, als dass man aus sozi-
alwissenschaftlichen Analysen lernen kann, um 
Folgerungen, die sich aufdrängen, zu vermeiden, 
sofern diese unerwünscht sind. Die nicht-
experimentelle Hypothese, die in den Sozial-

wissenschaften vorherrschend ist, funktioniert genau nach diesem Muster. Es sind refle-
xive, nicht mechanische Hypothesen. 
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Der Steuermann, der weiss, dass sein Kurs in die Katastro-
phe führt, behält diesen nur bei, wenn er ein Überzeu-
gungstäter ist. Sonst unternimmt er alles, um das 
Schlimmste zu vermeiden und ändert seinen Kurs. Damit 
entzieht er jedoch der Prognose, die man auf der Basis der 
entscheidungsrelevanten Hypothese gemacht hat, die Ba-
sis. Sie müsste aufgrund veränderter Randbedingungen neu 
formuliert werden. Bevor sie aber wieder überprüft wird, 
kann sie zu einer erneuten Änderung des Handelns von 
Akteuren führen. Oder anders gesagt: Sozialwissenschaftli-
che Hypothesen können nur dann hinsichtlich ihrer Rich-
tig- oder Falschheit überprüft werden, wenn man die Rand-
bedingungen, die für sie in einem Moment gelten, auch in 
ihren Veränderungen kennt, soweit diese Randbedingun-
gen politischen Akteuren bekannt sind und durch diese verändert werden können. Die 
Kommunikation von Hypothesen erschwert also deren Überprüfung.  
 
 
Synthese: Was weiss man mehr? 
 
Die Fragestellung zu unserem Referat lautete: "Kompass oder Laterne? Vom Nutzen der 
Umfrageforschung für die Politikberatung". In der gebotenen Kürze galt es, die Frage zu 
klären, eine Standortbestimmung zu machen, den Nutzen zu konkretisieren und die 
Rolle der Umfrageforschung für die politische Kommunikation herauszuarbeiten. In der 
prägnantesten Form lautet die Antwort: Kompass und Laterne und noch viel mehr! Um-
frageforschung hilft, zu erhellen, sich zu versichern, zu planen und sich rechtzeitig zu 
orientieren. Weil die Umfrageforschung in der Politikberatung einen Nutzen hat, ist sie 
(mitunter) Teil von Führungskonzepten politischer Akteure geworden, die in einem un-
übersichtlichen Feld erfolgsorientiert handeln müssen. Umfrageforschung erhöht dabei  
 
• die Orientierungskompetenz 
• die Planungskompetenz 
• die Handlungskompetenz und 
• die Lernkompetenz  
 
politischer Akteure. Umfrageforschung verändert dabei das Bild der Realität weg von 
lieb gewonnenen Mythen hinzu zu sozialwissenschaftlich geprüften Konstrukten. Weil 
diese Realität angemessener abzubilden ist, sind sie auch erfolgreicher in der politi-
schen Analyse, als es Mythen sind, selbst wenn diese in der Kommunikation weiterhin 
vorherrschen. Das macht den Vorteil der Demoskopie für politische Akteure aus, die 
professionell handeln müssen oder wollen. Professionelle Politiksteuerung wird nament-
lich wegen ihrer gestiegenen Bedeutung für die Herstellung (massenmedialer) Öffent-
lichkeit selber vermehrt öffentlich, wie nicht zuletzt die heutige Tagung zeigt. Das trifft 
nicht nur die Politikberatung, sondern auch die angewandte Politikforschung. Zu dieser 
zählt die Umfrageforschung. Die Öffentlichkeit ist auf den sich abzeichnenden Wandel 
jedoch nur unzureichend vorbereitet. Die Fixierung der Demoskopie auf ihre Prognose-
fähigkeit, ist nicht der Tätigkeit der Demoskopie angemessen, sondern dem Selbstver-
ständnis. Für diese gilt nämlich, dass es gut ist, sich zu kratzen, bevor es juckt! Wer das 
vergisst, orakelt, und davor wollte ich ja warnen.  



 16

Der Autor 
 
 
 

 


